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Atomausstieg jetzt !

Wie oft haben wir in Biblis und anderswo demonstriert.  Manchmal wurden die Demonstranten belächelt. Wir haben in diesem
Zusammenhang stets darauf  verwiesen,  dass  an  der  Atom-Politik der Bundesregierung die tatsächlichen Macht- und Eigen-
tumsverhältnisse im Land deutlich werden. Ein Ausstieg aus der Kernenergiegewinnung wird aus unserer Sicht nur gelingen, wenn
die Macht der Stromkonzerne gebrochen wird und sie in öffentliches Eigentum bei demokratischer Kontrolle überführt werden!

Wahlsonntag. Während wir diesen
„blickpunkt“ herstellen, heißt es:  „Die
Lage an der japanischen Atomruine Fu-
kushima gerät völlig außer Kontrolle“
Gestern haben Hunderttausende in
unserem Land für den Atomausstieg
demonstriert. Überall gibt es Mahn-
wachen, Kundgebungen und De-
monstrationen. Die Trauer um die
Opfer in Japan vermischt sich mit der
Wut auf die Atomlobby.
Es darf nicht vergessen werden: Die
Verlängerung der KKW-Laufzeiten
haben CDU/CSU und FDP zu verant-
worten. Jetzt lavieren sie, sprechen
von einem Moratorium. Dass sie dabei
an die bevorstehenden Wahlen dach-
ten, hat jeder gemerkt. Vergessen darf
man nicht: Auch die Ausstiegsmoda-
litäten unter Rot-Grün waren nicht

konsequent und führten zum Wei-
terbetrieb unter unsicheren Bedin-
gungen, sowie zu weiterer Produkti-
on hochradioaktiven Atommülls.
Wir fühlen uns verbunden mit den
Menschen in den betroffenen Regio-
nen, die ihre Angehörigen verloren
haben und sich jetzt um ihre Zukunft
und die ihrer Kinder sorgen.
Wir verstehen die Angst von jungen
Eltern bei uns, die Grüne wählen.

Das AKW Fukushima liegt 240 km
nördlich des Großraums Tokio, in dem
etwa 30 Millionen Menschen leben.
Aus der japanischen Tragödie lernen
heißt heute: alle Atomkraftwerke
sofort abschalten!
Wenn die Abschaltung der Kernkraft-
werke nicht eingeleitet wird, muss

mit der Abschaltung der Atompartei-
en bei Wahlen begonnen werden.
Vergessen wir nicht: Der Schrottreak-
tor Biblis liegt keine 40 km von Mörfel-
den-Walldorf entfernt. Wir wissen, wie
oft es dort in dem 37 Jahre alten KKW
schwere Störungen gab. Aber Biblis
ist eine „Geldmaschine“ - RWE mach-
te hier täglich 1 Million Euro Gewinn -
deshalb wurde „verlängert“! Deshalb
jetzt schon wieder die Versuche der
Ernergieriesen, auf Medien und Poli-
tik Einfluss zu nehmen. Wir erleben
eine Allianz von Kapital und Politik bei
den Atomkraftwerken wie beim stän-
digen Flughafenausbau.
Es gibt in dieser Situation der Trauer
und der Wut nur eines: Raus auf die
Straße! Raus aus der Atomenergie!
Raus aus dem heutigen Profitsystem!
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Trauer und Wut
Die DKP Mörfelden-Walldorf druckte
drei Tage nach der Menschheitskata-
strophe in Japan einen „blickpunkt“-
Extra in dem es u.a. hieß:
„Mit Trauer, aber auch Wut verfolgen wir
die Nachrichten aus dem von einem ver-
heerenden Erdbeben heimgesuchten Ja-
pan. Neben einer vernichtenden Natur-
katastrophe fordert ein durch Menschen
verursachtes Desaster weitere unzählige
Opfer.
Fast genau 25 Jahre nach der Katastro-
phe von Tschernobyl mit ihren Tausen-
den von Toten kommt es erneut zu einem
atomaren Super-GAU. Während die ato-
mare Verseuchung Leben und Gesund-
heit von unzähligen Menschen bedroht,
ertönt immer noch das bekannte Mantra
der deutschen Atommafia: „Deutsche
Atomkraftwerke sind die sichersten der
Welt!“ Ein Spruch, der so oder ähnlich

auch für die japanischen AKWs galt, so-
lange bis die japanischen Betreiber Lügen
gestraft wurden. Die Atomindustrie und
ihre Dependancen in Regierung, Parteien
und auch Gewerkschaften trieb letztlich
nur eine Sorge um: Wie können weiterhin
Milliardengewinne zu Lasten der Sicher-
heit und der Gesundheit und auf Kosten
aller garantiert werden, und wie verharm-
losen wir die unkalkulierbaren Gefahren
der AKWs und des hochgiftigen Atom-
mülls?“

„Das Lügen geht weiter“ projizierte
Greenpeace auf sieben bundesdeut-
sche Atomreaktoren. Damit trafen die
Aktivisten den Nagel auf den Kopf.
Weltweit und in der Bundesrepublik
kämpft die Atom-Mafia aus Energie-
konzernen und Regierungsverant-
wortlichen darum, so weiter machen
zu können wie bisher. Dem muss Ein-
halt geboten werden.

Das Moratorium der deutschen Re-
gierung bezüglich des verlängerten
Weiterbetriebs von deutschen AKWs
und die vorübergehende Abschal-
tung einzelner Atommeiler erfolgte
augenscheinlich vor politischem und
wahltaktischem Hintergrund.
Das Ergebnis der aktuellen Wahlen
war ein Warnschuss an die Atompo-
litiker und Energiekonzerne.
Wir sagen: Atomkraft ist nicht be-
herrschbar. Alle Anlagen müssen ab-
geschaltet werden. Die verantwortli-
chen Energiekonzerne müssen ent-
eignet und unter demokratische Kon-
trolle gestellt werden. Fukushima
beweist wieder einmal, dass wir am
Abgrund wandeln, wenn wir diese
Art  des  profitorientierten  Wirt-
schaftens nicht endlich beseitigen.
Ein „Weiter so“ und ein Übergehen
zur Tagesordnung können wir uns
nicht mehr leisten.

Ostermontag
Demo in Biblis

und an allen anderen
AKW-Standorten.

R E S T R I S I K OAus:  „Frankfurter Rundschau“
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. . . meinte ein sozialdemkratischer
Stadtrat am Infostand vor der Wahl.
Nein, geärgert haben wir
uns nicht. Höchstens ge-
wundert.
Da gibt es ein Anzeigen-
Blatt, das sich auf einmal
zu einem Werbeblatt für
die SPD entwickelte und
in dem noch kurz vor
dem Wahltag üble
Hetzartikel erschienen.
Manchem ist es aufge-
fallen. So wurden wir gefragt: „Was ist
das eigentlich für ein SPD-Blättsche?“
Die Frage ist nicht unberechtigt, Ganz-
seiten-Farbanzeigen für die SPD und
Großanzeigen für die Stadt Mörfel-
den-Walldorf gibt es hier. Offiziell ist
es kein SPD-“Blättsche“. Aber dort gibt
es einen Herausgeber, der sich hier
nicht auskennt und schlichtweg dum-
mes Zeug formuliert.

„Da ärgert ihr euch -
jetzt haben wir auch einen blickpunkt!“

So gab es kurz vor der Wahl einen
Beitrag „Die Zusammenarbeit von

CDU und DKP im Stadtparlament.“
Jeder, der sich hier ein wenig aus-
kennt, weiß: das gibt es nicht. Ausge-
rechnet mit der CDU, die die DKP schon
„aus der Stadt fegen wollte“.
Man verglich uns mit „Kommunisten
wie in Nord-Korea“, wir sind im übri-
gen „Menschenrechtsverletzer“,
schlichtweg stalinistische Gulag-
Freunde und ähnliches.

Das ist krankhafter Antikommunis-
mus der übelsten Sorte.
Aber: Im gleichen Blatt von vorn bis
hinten SPD-Wahlwerbung.
Eine  Verzahnung, die Probleme
macht.

Der Autor wollte mit seinem Ge-
schreibe uns schaden und der SPD
helfen. Das ging in die Hose, wie
so viele Vorhaben des Herrn Houy.

Wir meinen:
Mit solchen Hetzartikeln macht
dieser Mann z.B. alles kaputt,
was bei uns in der Gedenkarbeit

entwickelt wurde und noch ent-
wickelt werden soll.

Wir warten immer noch auf eine Ant-
wort auf eine Anfrage: „Wird mit der
Vergabe von Großanzeigen der Stadt
Mörfelden-Walldorf an eine örtliche „Wer-
bezeitung“ Wahlkampf gemacht?
Wir erwarten vor allem, dass sich die
SPD von Hetzerei des Herrn Houy in
der „OZ Aktuell“ distanziert.

Die Kommunalwahl ist gelaufen. Die Ergebnisse wer-
den für neue Diskussionen sorgen. In den Medien hieß
es: Diese Wahl ist in Japan entschieden worden. Da ist
was dran. Fukushima hat viele soziale und andere
politische Fragen überlagert. Wir verstehen, wenn
Menschen angesichts der Atomkatastrophe verstört,
verzweifelt und entsetzt sind und aus Protest „grün“
wählen, weil sie diese Partei als die „Anti-Atompartei“
sehen. Diese Erwartung muss im Parlament und außer-
parlamentarisch erfüllt werden. Wir werden mit Druck
von links unseren Teil dazu beitragen, dass der Atom-
ausstieg und Entwicklung und Ausbau regenerativer
Energie beschleunigt wird. Dazu gehört auch die Fra-
ge: Wem gehören die Kraftwerke und wer bestimmt
den Strompreis, die wir in diese Debatte einbringen.
Dabei gilt es auch immer wieder zu versuchen, die zu
erreichen, die bei der Wahl zuhause geblieben sind.

CDU, SPD, FDP und auch die DKP/Linke Liste haben
Wählerstimmen und Mandate verloren. Die Grünen
haben stark - wenn auch unter dem Landestrend -
zugelegt und 4 Sitze gewonnen. Die Tierschutzpartei
ist neu im Stadtparlament, in dem die Sitze jetzt wie
folgt verteilt sind:

CDU 12 Sitze (2006: 13)
SPD 16 Sitze (2006: 18)
FDP 11 Sitz (2006: 12)
Grüne 11 Sitze (2006: 17)
DKP/Linke Liste 14 Sitze (2006: 15)
Tierschutzpartei 11 Sitz (2006: 10)

SPD und Grüne können ihre Koalition fortsetzen. Wie
dabei die „Gewichte“ neu verteilt werden, verspricht
interessant zu werden.

Die DKP/Linke Liste hat einen Sitz verloren. 8,7% der
Stimmen sind angesichts sämtlicher „Begleitumstän-
de“ ein gutes Ergebnis. Wir danken allen, die uns im
Wahlkampf und bei der Wahl unterstützt haben. Mit
einer vierköpfigen Fraktion werden wir im Sinne unse-
res Hauptwahlaussage „Linke Opposition bleibt not-
wendig!“ unsere Arbeit im neuen Stadtparlament auf-
nehmen. Wir sind sicher: Es gibt in unserer Stadt auch
weiterhin viel zu tun, damit es Bürgermeister Becker
und dem Ersten Stadtrat Urhahn nicht zu wohl wird.

Gerd Schulmeyer
Wahlnachlese:
Bei der Volksabstimmung zur „Schuldenbremse“
stimmten in Mörfelden-Walldorf 32,7 % mit NEIN.
Bei der Kreistagswahl sieht es danach aus, dass Die
Linke.Offene Liste trotz einigen Stimmverlusten
weiterhin 3 Sitze hält.

Kommunalwahl und
Volksabstimmung
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Ein BombengeschäftEin Bombengeschäft
Luftkrieg als Werbeplattform
für Waffensysteme

„Der westliche Libyen-Einsatz ist ein
Bombengeschäft“, war in „Spiegel-
Online“ zu lesen. Tatsächlich: der Luft-
krieg gegen das libysche Regime war
auch eine Waffenshow westlicher Rüs-
tungskonzerne: Mehrere neue Syste-
me, darunter der „Eurofighter“, wer-
den erstmals im Kampf eingesetzt -
und so im Einsatz vorgeführt.
Beim „Eurofighter“ wertet man den
Libyen-Einsatz gar schon jetzt als Er-
folg: Der Kampfjet zeige eine „sehr
gute Performance“, bereite kei-
ne Probleme und be-
eindrucke mit gerin-
gem Wartungsauf-
wand.
Die Franzosen zeigen ihre
„Rafale“. Obwohl offiziell
einsatzbereit seit 2004, hat
sie bisher noch keinen auslän-
dischen Abnehmer gefunden -
trotz Werbung aus Paris.
Auch die Amerikaner schicken drei
neue Waffensysteme in den Libyen-
Einsatz: Den Kampfjet EA-18G „Growl-
er“, das Lenkwaffen-U-Boot „USS Flo-
rida“ und eine neue Version des „To-
mahawk“-Marschflugkörpers.

Wer wird die Rechnung
bezahlen?

Das alles kostet natürlich. Wer das
alles am Ende bezahlt, weiß jeder.
Wenn zehn „Typhoon“-Jets täglich in
der Flugverbotszone zum Einsatz

kämen, koste das zwei bis drei Millio-
nen Pfund (2,3 bis 3,4 Millionen Euro),
meinte Großbritanniens Finanzminis-
ter.

Halten wir fest: Fast auf den Tag ge-
nau acht Jahre nach dem Irak-Krieg
haben die USA, Frankreich und Groß-
britannien am 19. März  „die größte
internationale Militärintervention in
der arabischen Welt seit dem Ein-
marsch der US-Truppen in den Irak
2003“ gestartet (ARD-Tagesschau,
20.3.).

Hunderte Bomben und Ra-
keten wurden, Tod und Zer-

störung bringend, bereits in
den ersten Tagen von Kampf-
flugzeugen und Kriegsschiffen

im Mittelmeer auf Libyen ab-
geschossen.
Der Verlauf der Angriffsope-

rationen bestätigte bereits in den
ersten Tagen, dass es nicht nur um
eine „Flugverbotszone“ und den
„Schutz der Zivilbevölkerung“ geht.
Das Gaddafi-Regime soll durch die
Herrschaft der in Ostlibyen entstan-
denen Koalition der „Aufständischen“
über Libyen ersetzt werden. Dies ist
allerdings in der UNO-Sicherheitsre-
solution nicht als Ziel formuliert.
Es gibt keinen Grund für das Gaddafi-
Regime von heute Symphatie zu
empfinden. Über Jahre wurde Gad-
dafi   umhätschelt und erhielt alle
Rüstungsgüter von der „westlichen
Welt“.

Um was geht es?

Vordergründig geht es um Erdöl und
Einfluss. Es ist absurd zu glauben,
dass durch Bombenund Raketenan-
griffe „humanitären Zielen“ in Libyen
gedient werden könnte.
Der einzige Weg zu einer Regelung im
Namen der Humanität bleibt die so-
fortige Einstellung aller Kampfhand-
lungen aller beteiligten Seiten und
die Aufnahme von Verhandlungen
über eine friedliche Regelung gemäß
dem Vorschlag der „Afrikanischen
Union“.
Weil das eigentliche Ziel der „Regime-
wechsel“ ist, hatten auch alle Vermitt-
lungsversuche, keine Chance.

Als großen Erfolg meldeten die west-
lichen Kommandostäbe vielmehr,
dass es gelungen sei, Militärkolon-
nen und Panzer der Gaddafi-Armee
beim Vormarsch auf die „Rebellen-
hauptstadt“ Bengasi zu vernichten,
und dass die Milizen der „Aufständi-
schen“ daraufhin in einigen Städten,
die sie zuvor aufgeben mussten, an-
geblich ihre Macht wieder herstellen
konnten.

Das heißt: der „westliche“ Militärein-
satz bedeutet eine einseitige und of-
fene Parteinahme im libyschen Bür-
gerkrieg zugunsten der „Rebellen“.
Es geht nicht um „humanitäre Ziele“,
sondern um einen „Regimewechsel“.

Das Ziel der westlichen Militärinter-
vention ist nicht der Schutz der Be-
völkerung und die friedliche Rege-
lung des Konflikts, sondern die Er-
richtung eines anderen politischen
Regimes über Libyen. Von ihm erhof-
fen sich die Interventionsmächte,
dass es sich als einheimischer Statt-
halter für die Öl- und Rohstoffinteres-
sen westlicher Großkonzerne und für
die Machtinteressen von USA und EU
im Mittelmeer- und Nahostraum noch
besser eignet als das Gaddafi-Regime
in den letzten Jahren.
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OSTERMARSCH
2011

Ostern für den
Frieden auf
die Straße

Die DKP fordert:

Schluss mit den
Auslandseinsätzen!

Stopp der Umrüstung der
Bundeswehr in eine
Interventionsarmee.

Die Verteidigungspolitischen
Richtlinien müssen zurück-
gezogen, die Rüstungsaus-
gaben radikal gekürzt werden!

Deutschland und Europa dürfen
nicht länger Drehscheibe und Auf-
marschplatz für die
imperialistischen Kriege sein,
d.h. raus aus der NATO!

Auflösung aller US-Militärbasen in
Europa!

Atomwaffen verschrotten -
Atomkraftwerke abschalten.

Die Ostermärsche sollen ein Zei-
chen gegen die weitere Militari-
sierung der Innen- und Aussen-
politik der Bundesregierung wer-
den.  Die Unterstützung und Part-
nerschaft mit den arabischen Re-
gimen durch die Herrschenden in
Berlin, in der EU und den USA hat
sich als fatal erwiesen.  Durch den
millionenfachen Protest wurden
trotz ihrer hochgerüsteten Ar-
meen die ersten Potentaten aus
ihren Ländern vertrieben.

Der Beginn des Ostermarschabschlus-
ses in Frankfurt ist am Ostermontag,
25. April 2011, an folgenden Orten
geplant:
10.30 Uhr Rödelheim, Bahnhof
11.30 Uhr Bockenheimer Depot
11.00 Uhr Offenbach, Stadthof
11.30 Uhr Niederrad, Bruchfeldplatz
11.30 Uhr Eschersheim

Auf dem Römerberg findet ab
13.00 Uhr die Antikriegskundge-
bung statt.

Im Krieg stirbt die Wahrheit zu erst.
Bevor geschossen wurde, wurde der
Krieg vorbereitet. „Der Schlächter
Gaddafi“, der „Blutsäufer“. Hat keiner
die Karikaturen gesehen, die so sehr
an den „Stürmer“ der Nazis erinner-
ten?
Nun fliegen Kriegsflugzeuge über Li-
byen und bringen Tod und Verder-
ben. Der Anlass ist eindeutig - der
Diktator. Er führt einen Bürgerkrieg
und unterdrückt sein Volk. Ist das
wirklich so einfach?
In Bahrain sind es Panzer aus Saudi-
Arabien, die die Sicherheit der Herr-
schenden garantieren.
In Jemen wird der Volkszorn mit Waf-
fengewalt unterdrückt. Marschiert
hier auch das NATO-Militär aus Frank-
reich, England und weiterer Länder
ein?
An dem Finden von Anlässen für Krie-
ge ist die Geschichte reich. Die wirkli-
chen Ursachen für die Bombardie-
rungen in Libyen sind doch deutlich
zu erkennen. Es geht um die Verfü-
gungsgewalt über das libysche Öl.
Es ist verwunderlich, dass plötzlich
der Westen das gesellschaftliche Sys-
tem in Libyen als Diktatur ansieht,
nachdem man jahrzehntelang mit
Gaddafi gute wirtschaftliche und po-
litische Geschäfte gemacht hat.

Damit wir nicht falsch verstanden
werden, die Revolutionen in den ara-
bischen Ländern erfüllen uns mit

Es geht um Öl und Einfluss
Hoffnung.  Endlich werden Ausbeu-
ter verjagt, die sich bereichert haben
und oft schlichtweg Verbrecher wa-
ren.
Aber fragen darf man trotzdem: Han-
delt es sich bei den vom Westen un-
terstützten Aufständischen wirklich
um die superdemokratischen Kräfte,
die lediglich den bösen Diktator stür-
zen und dem libyschen Volk die Frei-
heit bringen wollen? Oder ist das  ein-
fach  die  nächste  Stammes-
clique, die die Chance sieht, die Macht
und somit zu eigenem Nutzen die
Kontrolle übers einheimische Erdöl
zu übernehmen?
Die Aneignung der Ölvorkommen in
Libyen durch einige westliche Ölmul-
tis wird offenbar mit militärischer Ge-
walt von der „Koalition der Willigen“
abgesichert.
Es ist erschreckend, dass Krieg wieder
ohne großes Federlesen als Mittel der
Politik eingesetzt wird. Mit Waffenge-
walt und staatlichem Terror, etwas
anderes ist Krieg nicht, bringt man
weder Freiheit noch Demokratie.
Man schafft nach Irak und nach Af-
ghanistan einen weiteren Krisenherd.

Besuchen  Sie  uns  im  Internet
www.dkp-mw.de

blickpunktblickpunkt
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Anfrage

zu "Verschiedenes" im Magistrat mit
der Bitte um Umdruck als Tischvorlage.

„Sollen jetzt die letzten Bäume am Dalles
hinterrücks ermordet werden, wenn man
sich schon nicht offiziell traut, sie zu fäl-
len?
Die Wurzel halb aufgegraben, die freilie-
gende Wurzel voller Zementstaub und
Teer, eine Palette Verbundsteine steht
drauf, die Äste als Kabelmast mißbraucht,
Nägel reingeklopft.
Ich kann ja die Fukushima-Euphorie der
Grünen verstehen, aber manchmal
braucht's auch die Besinnung ihrer Stadt-
räte auf ihr „Kerngeschäft“, nämlich den
Schutz der gequälten und mißbrauchten
Natur.“                                Alfred J. Arndt

Bahnhof Mörfelden -
viel Geld für den Umbau, aber viele Probleme
„Ohne Stolperfallen durch die Stadt“, schrieb die FNP am 24. 3. 2011 und
brachte dazu Fotos vom umgebauten Bahnhof. Wir wollen nicht mäkeln,
stellen aber fest:  Wer mit dem Zug vom Mörfelder Bahnhof fahren möchte,
hat oft so manches Abenteuer zu bestehen. Nasse Füße, schlechte Beleuch-
tung, defekter Aufzug, ungesicherte Ecken, unzumutbare Erreichbarkeit für
Fahrradfahrer, für Personen mit Kinderwagen, mit Rollator oder Rollstuhl.
Auch nach der Umgestaltung der Bahnhofsanlage im Stadtteil Mörfelden
nehmen die Beschwerden nicht ab.  Die Bürger sind enttäuscht, verärgert und
verlangen Abhilfe.  Wir bleiben dran!

Für Fahrräder zu steil

U-Profil-Fahrrad-Schiene fehlt immer noch

Aufzug ständig „außer Betrieb“

Wasser in der Unterführung

Kommt zur Kundgebung des DGB
am 1. Mai 2011
um 10 Uhr ins Bürgerhaus Mörfelden

Wir fordern FAIRE LÖHNE
Wir wollen unseren Anteil am Aufschwung.
Leiharbeiterinnen und Leiharbeiter haben
ein Recht  auf gleiche Bezahlung für gleiche
Arbeit. Mindestlöhne sind ein wichtiges Mit-
tel, um Lohndumping zu verhindern.

Wir wollen GUTE ARBEIT
Wir wollen gute Arbeit mit anständiger Bezahlung, statt noch
mehr Leiharbeit und Niedriglöhne, die die soziale Ordnung

Immer mal an den

„blickpunkt“

denken!

und  die Tarifverträge aushöhlen und die gesamte Arbeit-
nehmerschaft bedrohen.

Wir fordern SOZIALE SICHERHEIT
Die Menschen haben ein Recht auf ein gutes, solidarisches
Gesundheitssystem, ein angemessenes Auskommen im
Alter, und sie haben Anspruch  auf eine gute Daseinvorsorge
und eine gute Infrastruktur.

DAS IST DAS MINDESTE !

Gemeinsam mit euch wollen wir in 2011 die Dinge
in die richtige Richtung bringen.

In diesem Sinne auf einen erfolgreichen 1. Mai!

Herzlichen Dank
allen, die dem
„blickpunkt“
helfen:

Kreissparkasse Groß-Gerau
Konto 9003419, BLZ 50852553
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Gegen  den  weiteren  Ausbau  des  Flughafens

Ärztemangel in der Stadt
befürchtet

Im Bürgerhaus Mörfelden gab es einen Infomations-
abend der DKP/Linke Liste mit der Landtagsabgeord-
neten Marjana Schott

Bei dem Infoabend „Gesundheit nur für Reiche?“ wurde
viel diskutiert.
Viele Ärzte der Stadt näherten sich dem Pensionsalter,
was über kurz oder lang dazu führen wird, dass Praxen
schließen. Für die Bürger kann es daher bald zu einem
Problem werden, einen Hausarzt zu finden.
Es ist Aufgabe der Politik, hier nach einer Lösung zu
suchen. Aktuell hätten bereits einige Patienten Schwie-
rigkeiten, von einer Praxis angenommen zu werden. Von den Schwierigkeiten bei der Arztsuche berichtete eine
Besucherin. Als sie vor zwei Jahren von Frankfurt nach Mörfelden gezogen sei, hätten sie viele Ärzte abgewiesen. Die
Praxis sei voll, es herrsche ein Aufnahmestopp, der allerdings nicht für privat Versicherte gelte, bekam sie zu hören.
Durch einen Glücksfall und dank ihrer Hartnäckigkeit habe sie schließlich doch noch einen Arzt gefunden. „Das ist die
gängige Situation, und in ländlichen Regionen ist es noch schlimmer“, berichtete die Referentin Marjana Schott. Ein
Problem sei der Zuschnitt der Arztbezirke und die Vergabe durch die Kassenärztliche Vereinigung. So würden sich
Ärzte lieber in besseren Wohngegenden niederlassen, da es dort in der Regel mehr Privatpatienten gebe und eine
Praxis lukrativer sei. Nicht nur im ländlichen Raum könne es dann zu Unterversorgung kommen. Hinzu komme, dass
ausgeschöpfte und knappe Budgets zur Nichtbehandlung von Patienten führten. Weiter seien die Medikamentenprei-
se in Deutschland vergleichsweise hoch, und ein Arzt benötige sehr viel Zeit für seine Buchhaltung und Abrechnung.

Fluglärm macht krank
Über die Neuverteilung des Fluglärms durch neue An-
und Abflugverfahren und die gesundheitlichen Folgen
von Fluglärm gab es eine DKP/LL-Informationsveran-
staltung in Walldorf mit

Dirk Treber
Interessengemeinschaft zur Bekämpfung des Fluglärms
(IGF) und

Joy Hensel
Rechtsanwältin, Ruhebeauftragte von Hattersheim

Es wurde nachgewiesen, dass die Gesundheitsgefah-
ren wachsen. Es wurde mehrmals betont: so kann es
nicht weitergehen. Es gab mal den populären und rich-
tigen Satz „Weil du arm bist, musst du früher sterben!“
Man kann diese Erkenntnis heute ergänzen mit: „Weil du unter der Einflugschneise wohnst, musst du früher sterben.“
Vor 25 Jahren verzeichnete der Frankfurter Flughafen ca. 176.000 Flugbewegungen, was einem Tagesschnitt von 485
Flugereignissen entsprach. Im Jahre1984 wurde die Startbahn18 West in Betrieb genommen, und zum Ende des
gleichen Jahres verzeichnete der Rhein-Main-Flughafen bereits einen Anstieg auf 186.793 Flugbewegungen, was
einem Tagesschnitt von 511 entsprach. 1990 wurden auf Rhein-Main 279.063 Flugbewegungen registriert, das
entsprach einem Tagesschnitt von 764. Zehn Jahre nach Inbetriebnahme der Startbahn 18 West hatte sich der
Flugverkehr mit 322.357 Flugbewegungen zum Jahresende 1994 annähernd verdoppelt und die Grenze von 350.000
Flugbewegungen wurde bereits zum Jahresende 1996 überschritten (351.447). Jetzt - bei nahezu 500.000 Flugbewe-
gungen - haben wir einen Tagesschnitt von 1.369, und man redet von einer künftigen Verdoppelung des Flugverkehrs.
Wir sagen, die Menschen im Ballungsraum werden das nicht aushalten.



8

Stadtgeschichten

Unser Lexikon

Herausgeber:  Deutsche Kommunistische Partei (DKP), Mörfelden-Walldorf - Verantwortlich für den Inhalt: Rudi Hechler, Hochstraße 22, Mörfelden, Tel. 22362   -   RudiH@dkp-mw.de   -   www.dkp-mw.de

KuBa
Veranstaltungen
im  Kulturbahnhof
Mörfelden

Schbrisch

„Bei dem oarme Deiwel

laafe sisch die Eemense

Blose an die Fieß,

wann se woss

zu fresse finne wolle.“

Querbeat: Elektronische Musik
Freitag, 8. April, 20 Uhr, Eintritt frei

MusikZeitmaschine
Samstag, 9. April, 21 Uhr
Eintritt: 3 €

16 bit - Der Konsolenabend
Freitag, 15. April, 20 Uhr

„Und die Morgenfrühe, das ist unsere Zeit, wenn die Winde um die Berge singen, ....“. Ob die Wandergruppe aus
Walldorf im Frühjahr 1921 dieses Lied im Sinn hatte,  ist nicht überliefert. Sehr genau hat aber einer der Teilnehmer
den Tourenverlauf auf der Rückseite des Fotos festgehalten. Er schreibt unter anderem: „Ab Walldorf 3.00 Uhr,
zu Fuße nach Darmstadt, alsdann mit der Bahn nach Heidelberg. Nach Besichtigung des Schlosses, ging unser Weg in
das Neckartal. Überquerten den Neckar im Boote und besteigten den, Heidelberg gegenüberliegenden, Heiligenberg.“
Es war die Zeit nach dem ersten Weltkrieg, eine Zeit des Aufbruchs im Sport, in der Politik und in der Arbeiterbewegung.
In der Nachbargemeinde Mörfelden gab es seit 1920 den Touristen-Verein „Die Naturfreunde“ und in Walldorf gründeten
im Jahre 1923 Angehörige der Arbeiterjugend ebenfalls eine Ortsgruppe dieses internationalen Touristenverbandes. Zu
Fuß, singend, mit Gitarren und Mandolinen begleitet, zogen die jungen Menschen  hinaus, um die nähere und weitere
Umgebung ihrer Heimat kennen zu lernen. Auf dem Foto sehen wir oben von links: Max Zwilling, Marie Zwilling, Anna
Gahn geb. Zwilling. Unten sitzend: Abraham Jehn, Heinrich Jehn, Kätchen Jehn geb. Gahn und Liesbeth Jehn geb. Pons.

Das Vinyl wird gerettet
Donnerstag, 21. April, 20 Uhr
Schallplattenabend

Quiz-Night
Freitag, 22. April, 20 Uhr

Country & Blues Jam Session
Freitag, 29. April, 20 Uhr
Eintritt frei, mitmachen erwünscht

klickpunkt    dkp-mw.de     klickpunkt    dkp-mw.de    klickpunkt    dkp-mw.de


